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Der Übergang in den Ruhestand 

Entwicklungen, öffentliche Diskussion und Möglichkeiten seiner Umgestaltung 

Klaus Jacobs und Winfried Schmähl, Berlin*) 

Zeitpunkt und Formen des Übergangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand haben sich in der Bundesrepublik Deutschland 
in den letzten 15 Jahren deutlich verändert: Ältere Arbeitnehmer scheiden immer früher aus dem Erwerbsleben aus und 
durchlaufen vor dem Bezug einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung immer häufiger unterschiedlich ausgestal-
tete „Zwischenphasen“ (Arbeitslosigkeit, Vorruhestand). 
Veränderungen beim Übergang in den Ruhestand vollziehen sich vor dem Hintergrund individueller Interessenlagen der 
beteiligten Akteure und Institutionen sowie ökonomischer, demographischer und gesellschaftspolitischer Rahmenbedingun-
gen, deren eingehende Analyse sowohl für die Erklärung der bisherigen Entwicklung als auch für die Einschätzung von 
Erfolgsaussichten zukünftiger Gestaltungsformen des Übergangs in den Ruhestand erforderlich ist. Für eine mögliche 
Umkehr des Trends zu einem immer früheren Ausscheiden aus dem Erwerbsleben sprechen neben den primär demogra-
phisch bedingten Finanzierungsproblemen der Alterssicherung auch sich längerfristig anbahnende Veränderungen am 
Arbeitsmarkt, in der Wirtschafts- und Beschäftigungsstruktur sowie in den Qualifikationsstrukturen der (künftigen) älteren 
Arbeitnehmer. 
Um allen Beteiligten eine rechtzeitige Anpassung zu ermöglichen, müssen Entscheidungen über die Umgestaltung des 
Übergangs in den Ruhestand frühzeitig getroffen werden. Dies erfordert zunächst die Beantwortung einer Reihe grundsätz-
licher Fragen über Zeitpunkt (früher oder später als bisher?) und Formen des (vollständigen oder teilweisen?) Ausscheidens 
sowie die zu beteiligenden Institutionen (Tarifvertrags- oder Sozialversicherungsregelungen?). Auch bei einer Entscheidung 
zugunsten eines Teilrentenmodells innerhalb der gesetzlichen Rentenversicherung bleiben viele Fragen entscheidungsbe-
dürftig, etwa im Hinblick auf das Ausmaß der angestrebten Einkommenssicherung während und nach der Teilrentenphase. 
Dabei sollten für die Diskussion in der Bundesrepublik bereits vorliegende Erfahrungen aus anderen Ländern nach 
Möglichkeit nutzbar gemacht werden. 

Gliederung 
1. Entwicklungen beim Übergang in den Ruhestand in der 

Bundesrepublik Deutschland 

2. Die gegenwärtige öffentliche Diskussion: Unterschiedli-
che Ansatzpunkte und Interessen 

3. Veränderte strukturelle Rahmenbedingungen 

4. Möglichkeiten zur Veränderung des Übergangs in den 
Ruhestand und dabei zu entscheidende Fragen 

 

4.1 Einige grundsätzliche Fragen 
4.2 Fragen im Zusammenhang mit der Gestaltung der 

gesetzlichen Rentenversicherung 

*) Dipl.-Volkswirt Klaus Jacobs ist Wiss. Mitarbeiter im Institut für 
Gesundheits- und Sozialforschung, Berlin. Prof. Dr. Winfried Schmähl lehrt 
Wirtschaftswissenschaft mit Arbeitsschwerpunkt Sozial- und Ver-
teilungspolitik an der Freien Universität Berlin. Dieser Artikel ist die 
aktualisierte und gekürzte Fassung eines Beitrags für die Konferenz 
„Redefining the Process of Retirement in an International Perspective“ am 
12./13. Oktober 1987 in Berlin. Die englische Langfassung erscheint 
demnächst in dem von W. Schmähl herausgegebenen Konferenzband bei 
Springer (Heidelberg). Der Beitrag liegt in der alleinigen Verantwortung der 
Autoren. 

1) Wir beschränken uns in diesem Beitrag auf Arbeiter und Angestellte, 
klammern also Beamte aus. 1985 waren rund 90% aller Arbeitnehmer 
Arbeiter und Angestellte (Angaben des Mikrozensus). 

2) Darüber hinaus bestehen in einigen Branchen, wie z. B. in der Zigaret-
tenindustrie (vgl. Naegele/Voges 1988; Schwahn 1988), sowie in einzelnen 
Unternehmen (vgl. z. B. Schusser 1988) weitere Möglichkeiten eines 
vorzeitigen Übergangs in den Ruhestand. 

1. Entwicklungen beim Übergang in den Ruhestand in der 
Bundesrepublik Deutschland 
Der Übergang vom offiziellen Erwerbsleben in den Ruhe-
stand hat sich in der Bundesrepublik Deutschland seit 
Beginn der 70er Jahre deutlich verändert. Dies gilt sowohl 
für den Zeitpunkt des Übergangs, der für immer mehr 
Arbeitnehmer1) inzwischen weit vor dem einst „normalen“ 
Rentenzugangsalter von 65 Jahren liegt, als auch für die 
Formen des Übergangs. Ausscheiden aus dem Erwerbsle-
ben ist in vielen Fällen nicht mehr identisch mit dem Bezug 
einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder 
gar einer Altersrente, die frühestens ab Vollendung des 
60. Lebensjahres bezogen werden kann. So besteht mit der 
altersunabhängigen Erwerbsunfähigkeitsrente im Fall 
gesundheitlicher Einschränkungen eine vielgenutzte Mög-
lichkeit, auch schon früher eine Rente zu beziehen, doch 
haben daneben auch solche Übergangsformen immer mehr 
an Bedeutung gewonnen, bei denen zwischen dem Aus-
scheiden aus dem Erwerbsleben und dem Bezug einer 
Altersrente bestimmte „Zwischenphasen“ durchlaufen 
werden. Hierbei handelt es sich vor allem um Arbeitslosig-
keit älterer Arbeitnehmer, für die es i. d. R. keine Aus-
sicht auf Rückkehr ins Erwerbsleben mehr gibt, sowie um 
den in vielen Branchen tarifvertraglich geregelten Vorruhe-
stand auf der Grundlage des im Mai 1984 in Kraft getrete-
nen und bis Ende 1988 befristeten Vorruhestandsge-
setzes.2) 
Aufgrund der z. T. außerhalb der Rentenversicherung 
bestehenden Möglichkeiten des vorzeitigen Ausscheidens 
aus dem Erwerbsleben spiegelt der jährliche Rentenzugang 
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und seine Entwicklung im Zeitablauf (vgl. Conradi et al. 
1987) das wirkliche Ausmaß dieses Prozesses nur unvoll-
ständig wider. Dennoch zeigen sich schon beim Rentenzu-
gang einzelner Geburtsjahrgänge (Abb. l und 2) gravie-
rende Unterschiede: So bezogen z. B. ca. 23% der Männer 
und 39% der Frauen des Jahrgangs 1913 im Alter von 
60 Jahren eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung; beim Jahrgang 1922 lagen die entsprechenden 
Anteile bereits bei ca. 50 bzw. 63%. Über die Anzahl der 
Älteren, die bereits aus dem Erwerbsleben ausgeschieden 
sind, aber noch keine Altersrente beziehen, sind genaue 
Informationen nicht einfach zu ermitteln. Je nach Quelle 
und Definition schwanken z. B. die Angaben über die Zahl 
älterer Arbeitsloser beträchtlich.3) Dies gilt ebenfalls für 
Angaben über die Gesamtzahl der Bezieher von Vorruhe-
standsgeld, die zudem keine Aufspaltung nach dem Alter 
enthalten.4) 
Der Trend zu immer früherem Ausscheiden aus dem 
Erwerbsleben wird häufig anhand altersspezifischer 
Erwerbsquoten dokumentiert. Hier wird für bestimmte 
Altersgruppen oder einzelne Altersjahrgänge die Zahl der 
Erwerbspersonen in Relation zur gesamten Wohnbevölke-
rung gesetzt. Da Arbeitslose jedoch zur Gruppe der 
Erwerbspersonen gezählt werden, wird das tatsächliche 
Ausmaß des vorzeitigen Ausscheidens anhand der 
Erwerbsquoten erheblich unterschätzt. Gleichzeitig ist 
jedoch darauf hinzuweisen, daß über den Umfang auf 
Erwerb ausgerichteter Schattenaktivitäten wenig bekannt 
ist, vor allem auch darüber, ob diese Aktivitäten mit vor-
zeitigem Ausscheiden aus dem offiziellen Erwerbsleben 
zunehmen. Darüber hinaus besteht neben dem Bezug einer 
Altersrente ganz offiziell die Möglichkeit eingeschränkter 
Erwerbstätigkeit ,  für die bis zur Vollendung des 
65. Lebensjahres allerdings bestimmte Hinzuverdienst-
grenzen gelten.5) Trotz aller Einschränkungen bleibt der 
deutliche Rückgang der Erwerbsbeteiligung der Älteren 
ein guter Indikator für die seit Beginn der 70er Jahre 
erfolgte Entwicklung: Während z. B. 1972 die Erwerbs-
quote der 64jährigen Männer noch fast 60% betrug, lag sie 
1985 schon bei den 60jährigen Männern unter 50% und bei 
den 64jährigen nur noch bei knapp 17%.6) 

Besonders anschaulich läßt sich der Rückgang der 
Erwerbsbeteiligung in einer Längsschnittbetrachtung ein-
zelner Geburtsjahrgänge aufzeigen. Bei den Männern 
(Abb. 3) lag die Erwerbsquote der 55jährigen in allen 
betrachteten Kohorten noch über 90%. Je jünger die Ko-
horten sind, desto früher setzt der Rückgang der Erwerbsbe-
teiligung ein und desto stärker fällt er aus. Bei den Frauen 

3) So   waren   z. B.   Ende   September   1985   bei   den   Arbeitsämtern 
37 067 Männer im Alter von 59 Jahren als arbeitslos gemeldet. Der 
Mikrozensus vom Juni 1985 weist demgegenüber „nur“ 23 000 Männer 
dieses Alters als erwerbslos aus; vgl. zur Unterscheidung von „Arbeitslosen“ 
und „Erwerbslosen“ Brinkmann 1980 bzw. Mayer 1987. – Seit 1986 
brauchen Arbeitslose der Arbeitsvermittlung nicht mehr zur Verfügung 
zu stehen, wenn sie das 58. Lebensjahr vollendet haben (§ 105 c AFG). 
Sie haben zwar weiterhin Anspruch auf Arbeitslosengeld, werden aber 
in den Arbeitslosenzahlen der Bundesanstalt für Arbeit nicht mehr 
nachgewiesen. Aus diesem Grund waren Ende September 1986 mit 
21 886 59jährigen Männern über 40% weniger als arbeitslos ausgewiesen 
als noch ein Jahr zuvor. 

4) Vgl. zur empirischen Erfassung des Vorruhestands IAB 1986. 
5) Umfrageergebnisse deuten jedoch darauf hin, daß die (Neben-)Erwerbs- 

quote von Rentnern ausgesprochen gering ist: sie betrug nur 3,8% (1984/ 
85); vgl. Helberger/Schwarze 1986, S. 278. 

6) Berechnet nach Angaben des Mikrozensus. 
7) Verlangt wird neben Beitrags- und Ersatzzeiten von mindestens 15 Jahren, 

daß die Frauen innerhalb der letzten 20 Jahre überwiegend sozial- 
versicherungspflichtig beschäftigt waren. 

(Abb. 4) macht die Kohortenbetrachtung deutlich, daß 
sich hier zwei gegenläufige Trends überlagern: Bis etwa 
zum Alter von 59 Jahren sind die Erwerbsquoten jüngerer 
Kohorten höher als die der älteren; dies drückt die allge-
meine Zunahme der Erwerbsbeteiligung von Frauen aus 
(vgl. DIW 1987). Danach kehrt sich das Bild jedoch voll-
ständig um: Immer mehr Frauen scheiden frühzeitig aus 
dem Erwerbsleben aus, so daß ab 60 Jahren die Erwerbs-
beteiligung in den jüngeren Kohorten unter der der älteren 
liegt. 

Die Gegenüberstellung der Trends im Erwerbsverhalten 
zeigt, daß sich bei den Frauen im Vergleich zu den Män-
nern weniger der Zeitpunkt des Rückgangs der Erwerbs-
quoten verändert hat, wohl aber – wie auch bei Männern -
das Ausmaß. Dies liegt vor allem daran, daß für Frauen 
bereits seit 1957 die Möglichkeit besteht, mit Vollendung 
des 60. Lebensjahres ein Altersruhegeld zu beziehen. Auf-
grund der gestiegenen Erwerbsbeteiligung erfüllen immer 
mehr Frauen die hierfür erforderlichen Anspruchsvoraus-
setzungen7) und können somit von dieser Möglichkeit des 
Rentenbezugs Gebrauch machen. 
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Die deutlich gesunkene Erwerbsbeteiligung der Älteren 
kann jedoch nicht – bei Männern wie bei Frauen – losgelöst 
von der Arbeitsmarktentwicklung seit Beginn der 70er 
Jahre gesehen werden. Die seither anhaltende hohe 
Arbeitslosigkeit trifft die älteren Arbeitnehmer zwar nicht 
häufiger als die jüngeren, doch bedeutet der Verlust des 
Arbeitsplatzes für sie i. d. R. die Beendigung ihres 
Erwerbslebens. Vor diesem Hintergrund sind alle gesetzli-
chen oder durch Rechtssprechung erfolgten Änderungen -
insbesondere im Bereich der gesetzlichen Rentenversiche-
rung – zu sehen, die zu dem skizzierten Trend des vorzeiti-
gen Ausscheidens aus dem Erwerbsleben beigetragen 
haben. Insgesamt lassen sich hierbei vier Phasen unter-
scheiden (vgl. Orsinger/Clausing 1982; Kohli/von Kondra-
towitz 1987), die zeitlich teilweise zusammenfallen. Den- 

8) Auch hierbei spielten – neben anderen Zielsetzungen – arbeitsmarktpo- 
litische Intentionen bereits eine wichtige Rolle; vgl. Friedmann/Weimer 
1982, S. 69 f. 

9) Der Anteil der Erwerbsunfähigkeitsrenten am gesamten jährlichen Ren-
tenzugang stieg bei den Männern zwischen 1976 und 1980 um über 
10 Prozentpunkte auf 42,2%. Hierfür war in erster Linie eine deutlich 
überproportionale Zunahme bei den 55-59Jährigen verantwortlich, die 
nicht allein auf demographische Ursachen zurückgeführt werden kann. 

noch können sie z. T. recht deutlich anhand der Erwerbs-
quoten insbesondere männlicher Kohorten nachgezeichnet 
werden. 
Die erste Phase beginnt 1973 mit der Einführung des 
flexiblen Altersruhegelds bereits mit 63 Jahren, das sofort 
von vielen Arbeitnehmern in Anspruch genommen 
wurde.8) Dies wird sehr gut sichtbar beim Vergleich der 
Jahrgänge 1907 und 1910 in Abb. 3: Die 1910 Geborenen 
konnten erstmals von dieser Regelung Gebrauch machen, 
die für die älteren Jahrgänge noch nicht gegeben war. 
Die zweite Phase ist gekennzeichnet durch die schrittweise 
Herabsetzung der Altersgrenze beim Altersruhegeld 
wegen Gesundheitseinschränkungen. Bei Einführung die-
ser Rentenart im Jahre 1973 lag die dafür maßgebliche 
Altersgrenze bei 62 Jahren, ehe sie 1979 auf 61 und 1980 
auf 60 Jahre gesenkt wurde. Auch die Auswirkungen die-
ser institutionellen Änderung können anhand von Abb. 3 
nachvollzogen werden: Die 1916 Geborenen konnten diese 
Rente erst mit 62 Jahren beziehen, die 1920 Geborenen 
dagegen schon mit 60; dies erklärt die „Ausbuchtung“ 
zwischen den Erwerbsquoten beider Kohorten in diesem 
Altersbereich. Auch am Rentenzugangsverhalten einzelner 
Geburtsjahrgänge (Abb. 1) läßt sich die Bedeutung der 
Veränderung der Altersgrenze gut ablesen: Gingen vom 
Jahrgang 1919 noch ca. 12% aller Männer mit 60 Jahren in 
Rente, waren es vom Jahrgang 1920 bereits knapp 22%. 
Die dritte Phase hängt mit der veränderten Rechtsspre-
chung bei Renten wegen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit 
zusammen (vgl. Kaltenbach 1986). Nach der sog. konkre-
ten Betrachtungsweise hängt der Bezug dieser Renten 
nicht mehr allein von medizinischen Kriterien ab, wonach 
bei Berufsunfähigkeit zumindest eine Teilzeitarbeit noch 
für vertretbar gehalten wird. Zusätzlich ist nunmehr erfor-
derlich, daß freie Teilzeitarbeitsplätze auch konkret nach-
gewiesen werden. Da der Arbeitsmarkt für Teilzeitarbeits-
plätze – insbesondere für ältere Arbeitnehmer – jedoch 
faktisch verschlossen ist, begründet schon eingeschränkte 
Erwerbsfähigkeit den Anspruch auf eine Erwerbsunfähig-
keitsrente und damit ein vollständiges Ausscheiden. Dies 
hat zu Beginn der 70er Jahre zunächst zu einer deutlichen 
Veränderung im Verhältnis der Berufs- zu den Erwerbsun-
fähigkeitsrenten und in der zweiten Hälfte der 70er Jahre -
vor allem in der Gruppe der 55-59jährigen – auch zu einem 
insgesamt erhöhten Rentenzugang über Erwerbsunfähig-
keit geführt.9) Im Durchschnitt kann bei Männern wie bei 
Frauen rd. ein Fünftel der Erwerbsunfähigkeitsrentner zwi-
schen 55 und 65 Jahren der sog. Stillen Reserve zugerech-
net werden (vgl. Brinkmann et al. 1987, S. 390); ihr voll-
ständiges Ausscheiden aus dem Erwerbsleben ist aus-
schließlich arbeitsmarktbedingt. 
Die vierte Phase schließlich knüpft unmittelbar am 
Arbeitsmarkt an; sie umfaßt vor allem die sog. „59er-
Regelung“ sowie den Vorruhestand. Wie bereits eingangs 
erwähnt, führt zumindest die 59er-Regelung nicht zu einem 
unmittelbaren Rückgang der Erwerbsquoten. Diese Rege-
lung ist ein gutes Beispiel dafür, wie sich die veränderte 
Arbeitsmarktlage auf die Inanspruchnahme einer schon 
lange bestehenden Möglichkeit des vorzeitigen Ausschei-
dens aus dem Erwerbsleben ausgewirkt hat. Bereits seit 
1957 können Versicherte der gesetzlichen Rentenversiche-
rung ab 60 Jahren ein Altersruhegeld beziehen, wenn sie 
zuvor innerhalb von eineinhalb Jahren mindestens ein Jahr 
lang arbeitslos waren. Spätestens seit Ende der 70er Jahre 
machten sich immer mehr Unternehmen diese Regelung 
zunutze, um ihre Belegschaften auf Kosten der Arbeitslo- 
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sen- sowie der Rentenversicherung zu verjüngen. Anson-
sten nur schwer kündbare Arbeitnehmer, die ihren Betrieb 
mit 59 Jahren verließen, erhielten zumeist eine Abfindung 
sowie die Aufstockung des Arbeitslosengelds auf ihr bishe-
riges Nettoarbeitsentgelt, ehe sie mit 60 Jahren Arbeitslo-
senruhegeld beziehen konnten. Auch die 1982 eingeführte 
und 1984 verschärfte Erstattungspflicht für aufgrund der 
59er-Regelung gezahltes Arbeitslosengeld bzw. Arbeitslo-
sen-Altersruhegeld durch die Betriebe hat die Bedeutung 
dieser Form des Ausscheidens aus dem Erwerbsleben kei-
neswegs gemindert, wie die altersspezifischen Arbeitslo-
senzahlen belegen (vgl. NaegelelVoges 1988).10) Im Gegen-
teil: Die mehrfache Verlängerung der Höchstbezugsdauer 
von Arbeitslosengeld für ältere Arbeitslose ermöglicht es, 
den Zeitpunkt des Ausscheidens immer weiter vorzu-
ziehen.11) 
Im Mai 1984 trat das bis Ende 1988 befristete Vorruhe-
standsgesetz in Kraft. Auf seiner Grundlage wurden seither 
in vielen Industriezweigen tarifvertragliche Vereinbarun-
gen zum Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand 
geschaffen.12) Der Vorruhestand beginnt i. d. R. mit 
58 Jahren und dauert bis zum frühestmöglichen Bezug 
einer Altersrente, d. h. für Frauen und Schwerbehinderte 
bis 60, sonst bis 63 Jahre. Während dieser Phase wird vom 
Arbeitgeber ein Vorruhestandsgeld von mindestens 65% 
des bisherigen Bruttoarbeitsentgelts gezahlt13), das bei 
Wiederbesetzung der Stelle durch einen Arbeitslosen zu 
35% von der Bundesanstalt für Arbeit erstattet wird. Nach 
Schätzungen des DIW gab es bis Ende 1987 rd. 140 000 
Vorruhestandsfälle. Das Gesamtpotential der in Frage 
kommenden Arbeitnehmer wurde damit etwa zu einem 
Sechstel ausgeschöpft (vgl. DIW 1988, S. 42).14) Diese 
Zahl ist deutlich hinter den ursprünglichen Erwartungen 
zurückgeblieben. Neben Anlaufschwierigkeiten wird hierfür 
vor allem die Konkurrenz durch die 59er-Regelung 
angeführt. Außerdem wurde in der Metallindustrie als dem 
weitaus größten Wirtschaftszweig eine nur wenig attraktive 
Vorruhestandsvereinbarung ohne ein Anspruchsrecht der 
Arbeitnehmer getroffen (vgl. Kühlewind 1986, S. 214), 
während im öffentlichen Dienst überhaupt keine Vorruhe-
standsregelung zwischen den Tarifparteien vereinbart 
wurde. 
Ende Januar 1988 beschloß die Bundesregierung, das Vor-
ruhestandsgesetz – wie ursprünglich vorgesehen – zum 
Jahresende auslaufen zu lassen. Von Arbeitgeberseite war 
seit Anbeginn auf eine für sie zu hohe Kostenbelastung 
durch diese Regelung hingewiesen worden, während die 

10) Von Beginn an waren bestimmte Unternehmen bzw. Branchen ohnehin von 
der Erstattungspflicht befreit. Dies stellt nach Auffassung des 
Bundessozialgerichts einen Verstoß gegen den Gleichbehandlungs-grundsatz 
des Grundgesetzes dar. Bis zur endgültigen Entscheidung in dieser Frage 
durch das Bundesverfassungsgericht ist die Erstattungspflicht faktisch erst 
einmal ausgesetzt. 

11) Seit Juli 1987 können Arbeitslose über 54 Jahren bis zu 32 Monaten 
Arbeitslosengeld beziehen; die einstige „59er“-Regelung kann also bereits 
mit 57 Jahren und 4 Monaten angewendet werden. Der Anstieg der 
Arbeitslosenzahlen bei den 57jährigen ist nicht zuletzt auf diese Neuregelung 
zurückzuführen. Dagegen brauchen seit 1986 über 58jäh-rige Arbeitslose der 
Arbeitsvermittlung nicht mehr zur Verfügung zu stehen und werden dann 
auch nicht mehr in der Arbeitslosenstatistik ausgewiesen; vgl. Fußnote (3). 

12) Für eine detaillierte Übersicht aller tarifvertraglichen Umsetzungen des 
Vorruhestandsgesetzes siehe Naegele 1987. 

13) Die meisten Regelungen enthalten jedoch ein höheres Vorruhestandsgeld von 
75%. 

14) Schätzungen der durchschnittlichen Wiederbesetzungsquote bewegen 
sich zwischen 45% (DIW 1988) und über 62% (NaegelelVoges 1988). 
Der gesamte „beschäftigungswirksame Ausgleich“ (einschließlich ver-
miedener Entlassungen) wird sogar auf 70-80% geschätzt (IAB 1987). 

Gewerkschaften – nach anfänglich unterschiedlichen Auf-
fassungen über den Stellenwert von Verkürzungen der 
Erwerbsphase im Vergleich zu Wochenarbeitszeitverkür-
zungen – eine Verlängerung des Gesetzes unter verbesser-
ten Bedingungen fordern, u. a. mit einem erhöhten 
Zuschuß der Bundesanstalt für Arbeit (vgl. Naegele/Neu-
mann 1987). Für die Arbeitgeber waren neben dem Ko-
stenargument betriebliche Vereinbarungen zum Ausschei-
den älterer Arbeitnehmer in der Art der 59er-Regelung 
auch deshalb interessanter, weil sie ihnen die alleinige 
Entscheidung darüber offen ließen, wer ein Angebot zum 
Ausscheiden erhalten und zu welchem Zeitpunkt dies 
geschehen sollte. Bei der Vorruhestandsregelung besteht 
dagegen ein Anspruch seitens des Arbeitnehmers (vgl. 
Wolf/Kohli 1988). 

2. Die gegenwärtige öffentliche Diskussion: Unterschiedli-
che Ansatzpunkte und Interessen 
Die Entscheidung der Bundesregierung gegen die Verlän-
gerung des Vorruhestandsgesetzes über 1988 hinaus hat die 
öffentliche Diskussion über die weitere Entwicklung und 
Gestaltung des Übergangs in den Ruhestand neu belebt. 
Diese Diskussion wurde in jüngster Zeit recht kontrovers 
geführt. Dies liegt insbesondere daran, daß mit Arbeits-
markt und Alterssicherung zwei wichtige Bereiche der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik betroffen sind, für die -
schon bei jedem allein, aber erst recht im Zusammenwir-
ken – eine Vielzahl unterschiedlicher Interessen eine Rolle 
spielt. Dazu tragen auch Unterschiede in der zeitlichen 
Perspektive bei, die manchen Vorschlägen zugrunde 
liegen. 
Im Hinblick auf diese beiden Bereiche wird oft folgender 
Zielkonflikt hervorgehoben: Aufgrund der immer noch 
hohen Arbeitslosigkeit spricht gegenwärtig vieles für die 
Beibehaltung oder sogar weitere Verbesserung von Mög-
lichkeiten des vorzeitigen Ausscheidens aus dem Erwerbs-
leben. Dies gilt vor allem dann, wenn diese Maßnahmen 
beschäftigungspolitisch wirksam sind, d. h., wenn sie dazu 
beitragen – und zwar besser als andere Maßnahmen -, daß 
jüngere Arbeitnehmer leichter ins Erwerbsleben eingeglie-
dert bzw. vor Arbeitslosigkeit bewahrt werden können. 
Langfristig würden dadurch allerdings die Finanzierungs-
probleme der Alterssicherungssysteme, die sich angesichts 
der zu erwartenden demographischen Entwicklung ohne-
hin ergeben werden, noch beträchtlich verschärft. Im Hin-
blick auf die Finanzierbarkeit sozialer Sicherungssysteme 
wird die umgekehrte Forderung verständlich, den Trend 
zum immer frühzeitigeren Ausscheiden rechtzeitig anzu-
halten bzw. sogar umzukehren. 
Zielkonflikte können sich aber auch aufgrund unterschied-
licher Präferenzen der beteiligten Akteure ergeben: Unter-
nehmungen, die – aus welchen Gründen auch immer – am 
Abbau und/oder der Verjüngung ihrer Belegschaften inter-
essiert sind, favorisieren Lösungen, die für sie kostengün-
stig sind und ihren personalpolitischen Entscheidungsspiel-
raum möglichst wenig einengen. Dagegen liegt es im Inter-
esse der betroffenen älteren Arbeitnehmer – neben einer 
guten finanziellen Absicherung – selbst bestimmen zu kön-
nen, ob und wann sie aus dem Erwerbsleben ausscheiden. 
Die Gewerkschaften als Interessenvertreter aller aktiven 
und früheren Arbeitnehmer (Rentner) sind an Lösungen 
interessiert, die weder die Beitragszahler zusätzlich bela-
sten noch Einschränkungen bei den Rentenleistungen zur 
Folge haben. Darüber hinaus gibt es bei ihnen aus organi- 
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sationspolitischen Motiven eher Präferenzen für einheitli-
che Lösungen. 
Die einzelnen Sozialversicherungsträger sind an Maßnah-
men interessiert, die ihr Budget nicht zusätzlich belasten. 
Insbesondere die Zuordnung der verschiedenen „Risiken“, 
wie Arbeitslosigkeit oder Veränderungen der Altersstruk-
tur, ist zwischen den Trägern umstritten. Aber auch die 
öffentlichen Gebietskörperschaften (Bund, Länder und 
Gemeinden), die Ausgaben der sozialen Sicherung zu 
finanzieren haben, sind daran interessiert, Belastungen für 
ihre Haushalte abzuwenden und sie möglichst auf die der 
Sozialversicherungsträger zu übertragen oder auf andere 
Beteiligte abzuwälzen. Der Gesetzgeber sieht sich damit 
vor die Aufgabe gestellt, Lösungen zu entwickeln, die die 
divergierenden Interessen in einer gesellschaftlich akzepta-
blen Weise berücksichtigen. Dabei besteht die Gefahr, daß 
im politischen Prozeß eher die kurzfristig drängenden Auf-
gaben erfüllt werden – insbesondere dann, wenn relativ 
schnell ein politisch vorzeigbarer Erfolg damit verbunden 
ist – und Aufgaben, die weiter in die Zukunft reichen, eher 
an den Rand gedrängt werden. Vor allem angesichts der 
demographischen Strukturänderungen ist es jedoch erfor-
derlich, daß keine Entscheidungen getroffen werden, die 
den ohnehin ansteigenden Finanzbedarf in der Sozialversi-
cherung, insbesondere im Bereich der Alterssicherung, 
zusätzlich erhöhen, zumal derartige Änderungen nur 
schwer reversibel sein dürften. 
Von besonderer Bedeutung sind die Präferenzen und Ver-
haltensweisen der Arbeitnehmer. Hierüber ist das (empi-
risch fundierte) Wissen besonders begrenzt. Die wirt-
schaftswissenschaftliche Forschung hat sich zudem vor 
allem um die Entwicklung normativer Aussagen über opti-
males Verhalten unter bestimmten Bedingungen beschäf-
tigt, weniger dagegen mit der Erklärung von Verhaltens-
weisen, deren Ermittlung überdies Schwierigkeiten berei-
tet, weil der betroffene Personenkreis hinsichtlich der 
wichtigen Einflußfaktoren Gesundheitszustand, Art der 
Tätigkeit und Einkommenssituationen sehr heterogen ist. 
Daneben ist von Bedeutung, wie sich Präferenzen und 
Verhaltensweisen im Lebenszyklus verändern, wobei vor 
allem Informationen über die Gruppe der „älteren Arbeit-
nehmer“ von Interesse sind. Angesichts der immer früher 
liegenden Grenzen für das Ausscheiden aus dem Erwerbs-
leben hat sich jedoch auch die Altersgrenze nach unten 
verschoben, von der ab ein Arbeitnehmer als „älter“ ange-
sehen wird.15) Da gleichzeitig die Lebenserwartung weiter 
zunimmt, werden bei unverändertem Trend bald schon 
solche Arbeitnehmer als „älter“ gelten, die die Hälfte ihres 
Lebens noch vor sich haben. 
Die individuellen Präferenzen werden von den oben 
genannten Einflußfaktoren maßgeblich mitbestimmt sein. 
Wenn gesundheitliche Beeinträchtigungen vorliegen, die 
Arbeit überwiegend als notwendiges Übel aufgefaßt wird, 
bei dem das „Arbeitsleid“ dominiert, und zudem für sinn-
voll gehaltene Betätigungsmöglichkeiten für die Zeit des 
Ruhestands bestehen, ist der Wunsch nach möglichst früh-
zeitigem Ausscheiden aus dem Erwerbsleben verständlich 

15) So wird die Verlängerung der maximalen Anspruchsdauer für den Bezug 
von Arbeitslosengeld über die „normale“ Höchstdauer von einem Jahr 
hinaus – mittlerweile bereits vom 42. Lebensjahr an – mit den besonderen 
Beschäftigungsproblemen der „älteren Arbeitnehmer“ begründet 
(vgl. Sozialbericht 1986, Ziffer 25). 

16) Vgl. hierzu insbesondere die Arbeiten von Thomae und Lehr, konkret 
zur Veränderung der Altersgrenze z. B. Lehr 1979; eine kritische Position 
hierzu nimmt z. B. Bäcker 1982 ein. 

und dürfte bei gegebener finanzieller Absicherung auch 
realisiert werden. Die Beseitigung bestehender Möglich-
keiten des frühzeitigen Ausscheidens oder die Verschlech-
terung damit verbundener Bedingungen stellen aus dieser 
Sicht einen „Abbau sozialstaatlicher Errungenschaften“ 
dar. 

Inwieweit eine solche Beschreibung der Kombination 
unterschiedlicher Einflußfaktoren allerdings zutrifft, ist 
noch zu klären. Seit langem wird im psychologisch-geron-
tologischen Schrifttum bestritten, daß die Leistungsfähig-
keit im höheren Erwerbsfähigkeitsalter zurückgeht.16) 
Auch kann nicht generell davon ausgegangen werden, daß 
Erwerbsarbeit als positives Element der persönlichen 
Lebenserfüllung und gesellschaftlichen Anerkennung für 
ältere Arbeitnehmer keine Rolle mehr spielt. Sollte der 
Wunsch danach aber bestehen, würde ihm ein Herabsetzen 
des Rentenalters zuwiderlaufen, durch welche Regelungen 
oder gesellschaftlichen Prozesse es auch immer hervorgeru-
fen wird. 

Eine weitere Schwierigkeit bei der Ermittlung von Einfluß-
faktoren auf Präferenzen und Verhaltensweisen von (älte-
ren) Arbeitnehmern liegt darin, daß von Informationen 
über die gegenwärtig bestehenden Gegebenheiten nicht 
ohne weiteres auf zukünftige Bedingungen geschlossen 
werden kann. Damit wird die besonders schwierige Frage 
nach Präferenzänderungen berührt. Verdeutlicht man sich, 
daß beispielsweise um das Jahr 2020 vor allem die Geburts-
jahrgänge im Rentenalter stehen werden, die sich jetzt am 
Anfang oder in der Mitte ihrer Erwerbsphase befinden, so 
wird unmittelbar verständlich, daß im Vergleich zur jetzi-
gen „Rentnergeneration“ andere Erfahrungen und Erwar-
tungen für ihre Altersphase gegeben sein dürften. 
Einen weiteren wichtigen Einflußfaktor, vor allem auch 
hinsichtlich der Vorstellungen über das „normale Alter“, 
mit dem man aus dem Erwerbsleben ausscheidet, stellen 
sicherlich die sozialrechtlichen Regelungen über die Bedin-
gungen der Inanspruchnahme von Altersrenten dar. Je 
länger Möglichkeiten zu frühem Ausscheiden bestehen, um 
so mehr werden auch die Vorstellungen über den anzustre-
benden Zeitpunkt des Ausscheidens von ihnen geprägt. 

Von entscheidender Bedeutung für die Beantwortung der 
Frage, ob bestehende sozialrechtliche Regelungen auch in 
Anspruch genommen werden, sind ihre jeweiligen einkom-
mensmäßigen Konsequenzen. Dabei dürfen einzelne Rege-
lungen nicht isoliert betrachtet werden, sondern sind stets 
mit den Konsequenzen der bestehenden Handlungsalterna-
tiven zu vergleichen. Zugleich kommt es sehr stark auf die 
übrigen Rahmenbedingungen an (z. B. auf die Erwartun-
gen, die in der Gesellschaft oder von anderen Arbeitneh-
mern an die älteren Arbeitnehmer gerichtet werden, wann 
sie aus dem Erwerbsleben ausscheiden und ihren Arbeits-
platz räumen). Heißt beispielsweise die einzige Alternative 
zum vorzeitigen Ruhestand Arbeitslosigkeit, dann dürfte 
die Entscheidung relativ leicht sein. Die Entscheidungssi-
tuation kann aber ganz anders aussehen, wenn für ältere 
Arbeitnehmer nicht nur die Alternative Erwerbstätigkeit 
oder Ruhestand besteht, sondern attraktive Formen eines 
schrittweisen Übergangs in den Ruhestand existieren. 

Auch hinsichtlich der Inanspruchnahme von Möglichkeiten 
eines stufenweisen Ausscheidens aus dem Erwerbsleben 
kann nicht unmittelbar von bisher gemachten Erfahrungen 
ausgegangen werden. So wird z. B. in der deutschen Ziga-
rettenindustrie ein vollständiges Ausscheiden trotz Ein-
kommenseinbuße einer Kombination aus Teilzeitarbeit 
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und Teilrente weitgehend vorgezogen (vgl. Schwahn 1988). 
Doch solange die Unternehmungen – unter anderem aus 
organisatorischen Gründen – kein besonderes Interesse an 
der Bereitstellung geeigneter Teilzeitarbeitsplätze haben, 
werden solche Möglichkeiten einer reduzierten Weiterar-
beit auch kaum sonderlich attraktiv gestaltet sein. Hier-
durch erhöhen sich zugleich die Anreize zum vollständigen 
Ausscheiden. Aus Sicht der Arbeitnehmer hängt die 
Attraktivität des stufenweisen Ausscheidens sehr stark 
davon ab, ob sie ihre Tätigkeit am alten Arbeitsplatz 
fortführen können oder ob eine Teilzeitarbeit nur mit einer 
anderen Tätigkeit oder an einem anderen Arbeitsplatz 
möglich ist. Dies wird für die Bewertung der Erwerbstätig-
keit und des dabei erzielbaren Arbeitseinkommens (bzw. 
der Einkommenseinbuße) ein wichtiger Faktor sein. Hinzu 
treten die Möglichkeiten, die sich bei vollständigem oder 
teilweisem Verzicht auf Erwerbstätigkeit (im offiziellen 
Sektor) bieten: Gibt es Erwerbsmöglichkeiten im Schatten-
sektor oder bestehen befriedigende Möglichkeiten z. B. 
zur Übernahme sozialer Aufgaben? Hier ist an die 
Zunahme der Zahl der „jungen Alten“ bei gleichzeitig 
steigender Lebenserwartung und frühem Ausscheiden aus 
dem offiziellen Erwerbsleben zu erinnern. 
All diese Aspekte machen deutlich, daß für in die Zukunft 
reichende Entscheidungen über Veränderungen der Bedin-
gungen für Zeitpunkt und Art des Ausscheidens aus dem 
(offiziellen) Erwerbsleben Vorstellungen über künftige 
Bedingungen und sich heute bereits abzeichnende Ent-
wicklungstendenzen zu berücksichtigen sind. 

3. Veränderte strukturelle Rahmenbedingungen 
Die gegenwärtige Diskussion über die Beschäftigung älte-
rer Arbeitnehmer bzw. Zeitpunkt und Formen ihres Aus-
scheidens aus dem Erwerbsleben und des Übergangs in den 
Ruhestand ist sehr stark durch die aktuellen arbeitsmarkt-
politischen Bedingungen geprägt. Weil aber institutionelle 
Neuregelungen in diesem Bereich längerfristigen Charak-
ter haben sollten und aufgrund neuer, u. U. grundlegend 
veränderter Rahmenbedingungen weder jederzeit leicht 
wieder rückgängig gemacht werden können noch sollten17), 
ist es dringend geboten, die sich heute bereits abzeichnen-
den künftigen Strukturwandlungen in die Diskussion einzu-
beziehen und bei gesetzlichen Neuregelungen zu berück-
sichtigen. Dabei handelt es sich nicht nur um Veränderun-
gen im Altersaufbau der Bevölkerung, sondern auch um 
Änderungen der Produktions- und Wirtschaftsstruktur 
sowie daraus möglicherweise resultierende veränderte 
Beschäftigungsbedingungen für ältere Arbeitnehmer und 
Änderungen in den Beschäftigungsverhältnissen. 
Die in der Bundesrepublik seit Mitte der 60er Jahre stark 
gesunkene Geburtenhäufigkeit führt bei gleichzeitig gestie-
gener und vermutlich auch weiterhin zunehmender 
Lebenserwartung zu einer erheblichen Wandlung der 
Altersstruktur, deren Auswirkungen heute schon recht gut 
abzusehen sind (vgl. etwa Schmähl 1983 a) und deshalb 
eine zentrale Position innerhalb jeder vorausschauenden 
Wirtschafts- und Sozialpolitik einnehmen sollten. Für die 
Finanzierung der Alterssicherung ist vor allem die Ent-
wicklung des „Rentnerquotienten“ bedeutsam, d. h. der 

17) U. a. im Interesse längerfristig gültiger Rahmenbedingungen als Orien-
tierungsgröße für Entscheidungen von Unternehmungen und Arbeitnehmern 
als auch zur Schaffung von Vertrauen in die Alterssicherung bei den 
Betroffenen, was ebenfalls ein erhebliches Maß an Kontinuität erfordert. 

Relation der Zahl der Rentenempfänger zur Zahl der 
beitragspflichtigen Erwerbspersonen. Ein längerer Ver-
bleib im Erwerbsleben würde die demographisch bedingten 
Belastungen gleich in doppelter Weise vermindern: Die 
Zahl der Rentner würde gesenkt und die der Erwerbsper-
sonen erhöht. Deshalb wird im Rahmen der vorliegenden 
Reformvorschläge zur Anpassung der Rentenversicherung 
an die demographischen Strukturänderungen (vgl. 
Schmähl 1986; Sozialbeirat 1986) von einem Hinausschie-
ben des durchschnittlichen Rentenzugangsalters – dies ist 
nicht mit einer Änderung der gesetzlichen Altersgrenzen 
zu verwechseln – eine spürbare Verringerung des Problem-
drucks erwartet. Allerdings erscheint dies nur bei einer 
grundlegenden Verbesserung der Arbeitsmarktlage reali-
stisch, denn bei weiterhin hoher Arbeitslosigkeit älterer 
Arbeitnehmer würde z. B. die gesetzliche Heraufsetzung 
der Altersgrenzen weitgehend nur eine Verschiebung der 
Finanzlasten von der Rentenversicherung auf andere 
Sozialhaushalte (wie Arbeitslosenversicherung oder Sozial-
hilfe) bedeuten. 
Auf dem Arbeitsmarkt wird längerfristig von der Bevölke-
rungsentwicklung eine Entspannung erhofft, da die Zahl 
der Personen im erwerbsfähigen Alter deutlich stärker 
abnehmen wird als z. B. die Zahl der Nachfrager insge-
samt, das potentielle Arbeitsangebot somit vermutlich stär-
ker rückläufig ist als die Arbeitsnachfrage. Sollte außerdem 
der demographisch bedingte Rückgang des Erwerbsperso-
nenpotentials die Beschäftigungsmöglichkeiten der älteren 
Arbeitnehmer verbessern, würde dies auch ohne gesetzli-
che Veränderungen der Altersgrenzen zu einer Erhöhung 
des durchschnittlichen Rentenzugangsalters führen. Ein 
sinkendes Arbeitskräfteangebot könnte auch mit zur Erhö-
hung der Frauenerwerbsquote beitragen, wovon ebenfalls 
finanzielle Entlastungen für die Rentenversicherung erwar-
tet werden (vgl. Thiede 1986), die allerdings vermutlich nur 
vorübergehend sein würden. Insbesondere von Gewerk-
schaftsseite wird jedoch darauf hingewiesen, daß es ange-
sichts neuerer Arbeitsmarktprognosen, die noch über das 
Jahr 2000 hinaus hohe Arbeitslosenzahlen als wahrschein-
lich erscheinen lassen, einer aktiven Beschäftigungs- und 
Arbeitszeitpolitik bedarf, um die Voraussetzungen für eine 
verlängerte Erwerbstätigkeit älterer Arbeitnehmer sowie 
eine erhöhte Frauenerwerbstätigkeit zu schaffen (vgl. Bäk-
ker 1987). 
Neben der Entwicklung der Altersstruktur sowie der allge-
meinen Arbeitsmarktlage dürften sich in der Zukunft vor 
allem auch Änderungen der Wirtschafts- und Beschäfti-
gungsstruktur auf den Zeitpunkt bzw. die Formen des 
Übergangs in den Ruhestand auswirken. Erste Untersu-
chungen auf der Ebene einzelner Wirtschaftszweige 
(Jacobs et al. 1987) haben ergeben, daß das vorzeitige 
Ausscheiden älterer Arbeitnehmer aus dem Erwerbsleben 
keineswegs nur auf solche Branchen beschränkt ist, die 
angesichts besonderer wirtschaftlicher Probleme einen all-
gemeinen Beschäftigungsrückgang verzeichnen. Auch 
expandierende Wirtschaftszweige, namentlich im Dienst-
leistungssektor, weisen einen deutlichen Rückgang bei der 
Beschäftigung älterer Arbeitnehmer aus. Dies läßt sich so 
interpretieren, daß die angespannte Arbeitsmarktlage zwar 
in vielen Branchen unmittelbar für das vorzeitige Ausschei-
den älterer Arbeitnehmer verantwortlich ist, daß von den 
(zum Teil vor diesem Hintergrund geschaffenen) Möglich-
keiten des vorzeitigen Ausscheidens offensichtlich aber 
auch dort Gebrauch gemacht wird, wo ein direkter arbeits-
marktpolitischer Druck nicht oder nur in geringem Maße 
besteht. 
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Obwohl in der Bundesrepublik in allen Wirtschaftszweigen 
ein Rückgang in der Beschäftigung älterer Arbeitnehmer 
beobachtet werden kann, fällt er jedoch in weiten Teilen 
des Dienstleistungsbereichs deutlich niedriger aus als etwa 
im Baugewerbe oder im gesamten verarbeitenden 
Gewerbe. Durch eine weitere Expansion des tertiären Sek-
tors, für den in der Bundesrepublik im internationalen 
Vergleich oft ein Nachholbedarf konstatiert wird (vgl. etwa 
Krupp 1986), könnten sich auch die Beschäftigungsmög-
lichkeiten älterer Arbeitnehmer verbessern. Dies gilt um so 
mehr, als im Dienstleistungsbereich die Chancen der Ein-
richtung von Teilzeitarbeitsplätzen besonders günstig ein-
geschätzt werden (vgl. DIW 1986, S. 208). Wenn es 
gelingt, gerade auch für ältere (vor allem auch männliche) 
Arbeitnehmer vermehrt geeignete Teilzeitarbeitsplätze 
einzurichten, könnte dies zum einen die Zahl der Erwerbs-
unfähigkeitsrenten mindern, zum anderen aber auch Vor-
stellungen hinsichtlich eines gleitenden Übergangs in den 
Ruhestand einen realistischeren Hintergrund geben. Bei 
älteren Arbeitnehmern bestehen weitverbreitete Wünsche 
nach Teilzeitarbeit (vgl. Landenberger 1983, S. 53 f.), die 
bei veränderter Arbeitsmarktlage auch verstärkt durch ent-
sprechende Arbeitszeitangebote seitens der Arbeitgeber 
beantwortet werden dürften. 

Wichtig für die Beurteilung der künftigen Beschäftigungs-
chancen älterer Arbeitnehmer sind auch die an sie gestell-
ten Anforderungen im Beruf. Die Einführung neuer Tech-
nologien hat sicher den Trend zum vorzeitigen Ausschei-
den verstärkt, weil die Älteren sich hierauf vielfach nicht 
mehr einstellen konnten und wollten oder dies von Arbeit-
gebern unterstellt wurde, aber auch weil Qualifizierungs-
maßnahmen aus betrieblicher Sicht wegen der für diese 
Arbeitnehmer nur noch geringen Verweildauer im Betrieb 
nicht mehr lohnend erschienen. Dies gilt um so mehr, als 
bisher einerseits ein großes Arbeitskräfteangebot gut aus-
gebildeter jüngerer Arbeitnehmer vorhanden war und 
andererseits für Unternehmungen und Arbeitnehmer 
attraktive Formen des Ausscheidens älterer Arbeitnehmer 
bestanden oder geschaffen wurden. Angesichts des demo-
graphisch bedingten Rückgangs des Arbeitskräfteange-
bots, aber auch aufgrund veränderter Qualifikationsstruktu-
ren älterer Arbeitnehmer könnte sich dies in der Zukunft 
ändern. Die älteren Arbeitnehmer der kommenden Jahre 
werden nicht nur im Durchschnitt weitaus besser ausgebil-
det sein als heute; für sie werden Umschulung und Weiter-
bildung vielfach selbstverständliche Bestandteile ihres 
Berufslebens sein. Sowohl der Umgang mit neuen Techno-
logien als auch die Anpassung an veränderte Anforderun-
gen werden für diese Arbeitnehmer, die heute am Beginn 
oder in der Mitte ihres Erwerbslebens stehen, weitgehend 
vertraute Vorgänge darstellen. 

Gleichzeitig stellt sich die Frage, ob im Zuge technologi-
scher Veränderungen nicht auch andere Faktoren der Lei-
stungsfähigkeit älterer Arbeitnehmer von Bedeutung wer-
den, während heute die Vorstellungen über die Entwick-
lung der Leistungsfähigkeit im Lebenszyklus oft vom Rück-
gang der physischen Leistungsfähigkeit in der späteren 
Lebensphase geprägt sind. Zudem dürfte das Interesse der 
Unternehmungen an Qualifizierungsmaßnahmen für ältere 
Arbeitnehmer auch dann steigen, wenn die Verweildauer 
im Unternehmen aufgrund einer tendenziell längeren 
Erwerbsphase zunimmt und sich damit die Nutzungsmög-
lichkeiten dieser Investitionen verbessern. 

Insgesamt deuten die sich abzeichnenden Strukturwand-
lungen darauf hin, daß Entscheidungen über die Ausgestal- 

tung von Bedingungen für den Übergang vom Erwerbsle-
ben in den Ruhestand nicht einfach auf bisherigen Erfah-
rungen aufbauen können, sondern mit Blick auf mögliche 
neue Bedingungen erfolgen sollten. 

4. Möglichkeiten zur Veränderung des Übergangs in den 
Ruhestand und dabei zu entscheidende Fragen 
Für die Zukunft stellt sich die Frage, ob die Tendenz zu 
einem immer früheren Übergang weiterhin durch entspre-
chende gesetzgeberische Maßnahmen unterstützt und 
gefördert werden soll oder ob angesichts der beschriebenen 
Strukturwandlungen nicht veränderte Anreize geschaffen 
werden sollen, die auf ein späteres Ausscheiden abzielen. 
Inwieweit solche Anreize dann auch wirksam werden, 
hängt entscheidend von den Reaktionen der beteiligten 
Wirtschaftssubjekte ab. Es stellen sich also Fragen norma-
tiver und positiver Art. Da die zu fällenden politischen 
Entscheidungen langfristig orientiert sein müssen, kommt 
der Wissenschaft insbesondere die Aufgabe zu, hierfür die 
Voraussetzungen zu verbessern, indem langfristige Ent-
wicklungstendenzen aufgezeigt und Zusammenhänge ver-
deutlicht werden. 

4.1 Einige grundsätzliche Fragen 
Im Hinblick auf den Zeitpunkt des Übergangs vom 
Erwerbsleben in den Ruhestand geht es darum, ob dieser 
noch früher als bisher, im wesentlichen unverändert oder 
später erfolgen sollte. Hinsichtlich der Form des Über-
gangs ist vor allem zu klären, ob es sich hierbei um vollstän-
diges oder nur teilweises Ausscheiden handelt, ob dies mit 
dem Bezug einer (Alters-)Rente aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung verbunden ist oder ob bestimmte „Zwi-
schenphasen“ – vor dem Rentenbezug – vorgeschaltet wer-
den. Dies betrifft auch die Frage nach den jeweils beteilig-
ten Institutionen (z. B. Arbeitslosenversicherung) und der 
Rolle von Gesetzgeber und Tarifparteien. 
Weiterhin ist zu überprüfen, wie sich die unterschiedlichen 
Gestaltungsmöglichkeiten im Fall ihrer Inanspruchnahme 
auf die Einkommenssituation der Betroffenen auswirken. 
Diese Analyse muß jedoch über die Konsequenzen allein 
rentenrechtlicher Regelungen (im Hinblick auf die Lohner-
satzrate) hinausreichen und auch andere einkommensbe-
stimmende Faktoren mit einbeziehen. Erst der „einkom-
mensmäßige Gesamteffekt“ wird als wesentlicher Einfluß-
faktor für die Inanspruchnahme durch die Arbeitnehmer 
anzusehen sein. In unmittelbarem Zusammenhang mit der 
Einkommenssituation stehen auch die Auswirkungen auf 
die Finanzlage der öffentlichen Haushalte. Schließlich muß 
untersucht werden, wie sich die Existenz alternativer Über-
gangsformen auf die Arbeitsnachfrage durch die Unterneh-
mungen und die Gesamtentwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
auswirkt. Diese Hinweise lassen bereits die Komplexität 
der aufgeworfenen Fragestellungen erkennen. 
Bei der Entscheidung darüber, ob mehr Flexibilität im 
Rahmen des Rentenversicherungssystems oder durch „vor-
geschaltete“ Vereinbarungen der Tarifparteien erreicht 
werden soll, sind auch die Erwartungen über die Anpas-
sungsfähigkeit von Systemen und Regelungen von Bedeu-
tung. Die Auffassung, daß gesetzliche Systeme nur relativ 
schwer geändert werden können (aber auch nur relativ 
selten geändert werden sollten), spräche eher dafür, den 
jeweiligen Bedingungen angepaßte flexible Regelungen 
vor allem der Übereinkunft der Tarifparteien zu überlas-
sen. Dabei ist jedoch zu beachten, daß solche „vorgeschal- 
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teten“ Regelungen die Finanzlage der Rentenversicherung 
in unterschiedlicher Weise beeinflussen. Aus Sicht der 
Rentenversicherung sind inner- oder überbetriebliche Vor-
ruhestandsvereinbarungen, die i. d. R. auf den Rentenzu-
gang ab dem 63. Lebensjahr ausgerichtet sind, solchen 
Regelungen vorzuziehen, bei denen (insbesondere durch 
Bezug des Arbeitslosenaltersruhegelds) bereits Rentenzah-
lungen ab dem 60. Lebensjahr erfolgen. Übergangsformen 
in der Art der „59er-Regelung“ ermöglichen den Unter-
nehmungen einen Abbau oder eine Verjüngung ihrer 
Belegschaft weitgehend auf Kosten der Rentenversiche-
rung (und der Arbeitslosenversicherung). Zur Verminde-
rung der Attraktivität dieser Regelungen für die Unterneh-
mungen wäre es u. a. erforderlich, die derzeit nicht prakti-
zierte Erstattungspflicht der Unternehmungen für Sozial-
versicherungsleistungen, die infolge dieser Regelung 
gezahlt werden, möglichst bald in einer verfassungsrecht-
lich unbedenklichen Form wieder wirksam werden zu 
lassen. 
Entscheidungen über die Gestaltung von Zeitpunkt und 
Art des Ausscheidens aus dem Erwerbsleben sind auch 
verknüpft mit den Strategien zur Verteilung des individuel-
len Arbeitsvolumens über den Lebenszyklus und den sich 
daraus ergebenden Konsequenzen für das gesamtwirt-
schaftliche Arbeitsvolumen in einzelnen Kalenderjahren, 
das in der Bundesrepublik von 1960 (1970) bis 1985 um 
über 20% (knapp 16%) zurückgegangen ist. Dafür war vor 
allem der Rückgang der jährlich von den Erwerbstätigen 
(im Durchschnitt) erbrachten Arbeitszeit verantwortlich 
und nur zu einem kleinen Teil die Abnahme der Zahl der 
Erwerbstätigen (vgl. Reyher/Kohler 1986, S. 31). Eine wei-
tere Verkürzung der wöchentlichen bzw. der jährlichen 
Arbeitszeit könnte mit einer Verlängerung der individuel-
len Erwerbsphase verbunden sein und so zu einer Anders-
verteilung des individuellen, im Lebenszyklus erbrachten 
Arbeitsvolumens beitragen. Eine Verringerung der 
Arbeitszeit in frühen Phasen des Erwerbslebens könnte 
(sofern sie nicht mit einer entsprechenden Intensivierung 
der Arbeit verbunden ist) zu einer höheren Leistungsfähig-
keit im Alter führen und die Möglichkeiten für einen 
längeren Verbleib im Erwerbsleben verbessern. 
Bei der Diskussion über die unterschiedlichen Formen der 
Arbeitszeitverkürzung – Verkürzung der Wochen-, Jahres-
oder Lebensarbeitszeit – müssen alle damit verbundenen 
Konsequenzen berücksichtigt werden, auch wenn sie erst 
längerfristig wirksam werden sollten. Im Vordergrund 
steht insbesondere die beschäftigungspolitische Wirksam-
keit der verschiedenen Alternativen. Hier bestanden bei 
Einführung der Vorruhestandsregelungen als einer Form 
der Verkürzung der Erwerbsphase bereits erhebliche Zwei-
fel an der beschäftigungspolitischen Eignung dieses Instru-
ments (vgl. Schmähl 1983 b; Conradi/Schmähl 1984), des-
sen Beschäftigungseffekte auch deutlich hinter den oft 
gehegten Erwartungen zurückgeblieben sind (vgl. Kühle-
wind 1988). Doch selbst wenn ein positiver Beschäftigungs-
effekt zu erwarten ist – und dieser sogar höher liegen sollte 
als bei anderen Formen der Arbeitszeitverkürzung -, müs-
sen bei einer umfassenden politischen Bewertung auch alle 
weiteren Auswirkungen (z. B. auf die Finanzlage der 

18) Es besteht allerdings auch die Auffassung, daß die Übertragung des 
individuellen Äquivalenzprinzips grundsätzlich unvereinbar mit den Zielen 
einer Sozialversicherung sei (vgl. etwa Bäcker 1987, S. 302). 

19) Nach Berechnungen von Müller beträgt bei einem Rentenbezug mit 
60 Jahren der Abschlag 10,93% bei einer angenommenen Regelaltersgrenze 
von 63 Jahren und 17,42% bei einer Regelaltersgrenze von 
65 Jahren; vgl. Müller 1987, S. 48. 

öffentlichen Haushalte und besonders der Rentenversiche-
rung) berücksichtigt werden. 

4.2 Fragen im Zusammenhang mit der Gestaltung der gesetzli-
chen Rentenversicherung 
Abschließend soll beispielhaft verdeutlicht werden, welche 
Art von Entscheidungen zu treffen sind, wenn eine Ände-
rung von Zeitpunkt und/oder Form des Ausscheidens aus 
dem Erwerbsleben über die Gestaltung des Systems der 
gesetzlichen Rentenversicherung beabsichtigt wird. 
Zunächst wird der Fall betrachtet, daß für die Zukunft eine 
Verlängerung der Erwerbsphase angestrebt wird – insbe-
sondere aufgrund der Auswirkungen der demographischen 
Entwicklung auf die Finanzlage der Rentenversicherung 
und den Arbeitsmarkt. Daran anschließend wird kurz dar-
auf eingegangen, wie innerhalb der Rentenversicherung 
Möglichkeiten einer Kombination von Teilzeitarbeit und 
Teilrente als einer denkbaren Form des gleitenden Über-
gangs in den Ruhestand gestaltet werden können. 
Bei einer angestrebten Verlängerung der Erwerbsphase 
über eine Flexibilisierung des Zeitpunkts (bei unverändert 
vollständigem Ausscheiden aus dem Erwerbsleben) ist in 
erster Linie zu klären, welche Konsequenzen sich in 
Abhängigkeit vom jeweils gewählten Zeitpunkt für die 
Rentenhöhe und die Einkommenssituation der Arbeitneh-
mer ergeben. Dabei stehen Entscheidungen über das Absi-
cherungsniveau in engem Zusammenhang mit der Ausga-
benentwicklung der Versicherungsträger. Im gegenwärti-
gen System bestehen finanzielle Anreize für ein frühes 
Ausscheiden, weil der vorgezogene Bezug einer Alters-
rente nicht zu Abschlägen von der Rentenhöhe führt, die 
versicherungsmathematisch nach dem Äquivalenzprinzip 
kalkuliert sind. Es erfolgen lediglich relativ geringe Ren-
tenminderungen aufgrund der kürzeren Versicherungszeit, 
wohingegen die längere Rentenlaufzeit nicht berücksichtigt 
wird. In der Beseitigung dieser Anreize durch Einführung 
versicherungsmathematischer Abschläge bei früherem 
Ausscheiden (und entsprechender Zuschläge bei längerer 
Erwerbstätigkeit) könnte ein erster Schritt zur Verlänge-
rung der Erwerbsphase liegen.18) Hierbei wäre zunächst zu 
entscheiden, welches die „Referenz-Altersgrenze“ sein 
soll: Soll das 65. oder das 63. Lebensjahr gewählt werden 
oder sogar – betrachtet man die Häufigkeit des Rentenzu-
gangs für Frauen, zuletzt aber zunehmend auch für Männer 
– das 60. Lebensjahr? Würde etwa das 65. Lebensjahr als 
Regelaltersgrenze gewählt, würde die Einführung versiche-
rungsmathematischer Abschläge zwar eine Verschlechte-
rung im Vergleich zur gegenwärtigen Regelung für diejeni-
gen bedeuten, die vorzeitig ausscheiden (wollen), doch 
wiese dieses System damit aus sich heraus noch keine 
Anreize für eine Verlängerung der Erwerbsphase auf. 
Dafür müßten z. B. die Ab- bzw. Zuschläge noch zusätz-
lich erhöht werden. 
Neben der Festlegung der Regelaltersgrenze und der Höhe 
der Ab- bzw. Zuschläge pro Alters- oder Versicherungs-
jahr wäre weiterhin zu entscheiden, von welchem Alter an 
frühestens ein Altersruhegeld (mit Abschlägen) bezogen 
werden kann und bis zu welchem Alter rentensteigernde 
Zuschläge gezahlt werden. Verteilungspolitisch müßte ent-
schieden werden, welches Rentenniveau (Rente zu 
Arbeitsentgelt) unter welchen Bedingungen (z. B. Versi-
cherungsdauer) zu welchem Zeitpunkt (Alter) erreicht 
werden soll, wobei dies auch längerfristig finanzierbar sein 
sollte. Die Höhe der versicherungsmathematischen 
Abschläge hängt stark von der jeweils gewählten Referenz-
Altersgrenze ab.19) Die Möglichkeiten für eine Senkung 
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sind nicht allzu groß, soll nicht die Gefahr entstehen, daß 
Rentner selbst bei längerer Versicherungsdauer zu Sozial-
hilfeempfängern werden (vgl. Schmähl 1984). 

Positive Auswirkungen auf die Finanzlage der Rentenversi-
cherung ergeben sich erst, wenn das durchschnittliche Ren-
tenzugangsalter erhöht wird. Allein die Festlegung von 
Altersgrenzen stellt eine solche Erhöhung aber noch nicht 
sicher; es kommt entscheidend auf die Reaktionen der 
Wirtschaftssubjekte an, für deren Entscheidung neben den 
bestehenden Handlungsalternativen vor allem auch ihr 
Gesundheitszustand sowie die Arbeitsmarktlage von 
Bedeutung sind. Sollten die Regelungen im Ergebnis zu 
einer Erhöhung des durchschnittlichen Rentenzugangsal-
ters führen, ist hiervon unter ceteris paribus-Bedingungen 
ein finanzieller Entlastungseffekt für die Rentenversiche-
rung zu erwarten. Bei unverändertem Rentenniveau 
könnte der Beitragssatz in der Rentenversicherung im Gip-
felpunkt der Belastung (um das Jahr 2030) für jedes Jahr, 
um das das durchschnittliche Rentenzugangsalter erhöht 
würde, um etwa drei Beitrags-Prozentpunkte niedriger 
liegen. 

Aufgrund der wechselseitigen Beeinflussung reduziert sich 
jedoch das fiskalische Entlastungspotential einzelner Maß-
nahmen, sobald auch andere Maßnahmen zur Verringe-
rung des Anstiegs der Rentenausgaben ergriffen werden. 
Dies würde auch für den Entlastungseffekt einer Erhöhung 
des durchschnittlichen Rentenzugangsalters gelten, wenn 
z. B. über eine Änderung der Rentenformel ein bestimm-
tes Rentenniveau erst nach einer längeren Versicherungs-
dauer erreicht wird, wie es dem in den USA eingeschlage-
nen Weg entspricht. 
Auch bei der Integration eines Teilrenten-Modells in das 
gegenwärtige Rentenversicherungssystem gibt es eine Reihe 
entscheidungsbedürftiger Fragen. So muß geklärt werden, 
ab wann eine Reduktion der Arbeitszeit möglich ist und 
wie lange die Phase der Teilzeitarbeit dauern soll. Dabei 
sind die oben erwähnten Aspekte – vor allem in bezug auf 
die versicherungsmathematischen Ab- und Zuschläge -
auch hier zu beachten. Der Kreis der Anspruchsberechtig-
ten wird auch dadurch festgelegt, an welche Bedingungen 
die Inanspruchnahme einer solchen Regelung geknüpft 
wird (z. B. eine Mindestzahl an Versicherungsjähren). 

Für die Teilrentenphase gibt es unterschiedliche Formen 
ihrer Ausgestaltung, die danach unterschieden werden 
können, ob diese Phase vor dem bisher frühesten Zeit-
punkt des Bezugs eines Altersruhegelds einsetzt, erst 
danach oder ob sie gegenüber der bisherigen Altergrenze 
vor- und nachgelagert ist. Weiterhin stellt sich die Frage, 
ob während der Phase des Teilrentenbezugs Teilzeitarbeit 
in unverändertem Umfang erfolgt oder ob verschiedene 
Stufen einer Verringerung der Arbeitszeit möglich sind 
(vgl. Übersicht 1). 

Von Angehörigen der Rentenversicherungsträger durchge-
führte Modellrechnungen geben erste Anhaltspunkte über 
die Auswirkungen auf das Absicherungsniveau (vgl. Über-
sicht 2). Die Modellrechnungen bauen auf sehr vereinfach-
ten Annahmen auf. Zum Vergleich wird ein Arbeitnehmer 
betrachtet, der mit dem 63. Lebensjahr aus dem Erwerbs-
leben ausscheidet, im Durchschnitt seiner 45jährigen Ver-
sicherungszeit eine relative Lohnposition von 100% 
erreicht hat und auch zum Zeitpunkt des Ausscheidens 
gerade das durchschnittliche Bruttoarbeitsentgelt erzielt. 
Unter Berücksichtigung der sich aus der Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnung ergebenden durchschnittlichen 

 

Lohnsteuerbelastung auf Arbeitsentgelte sowie der Arbeit-
nehmerbeiträge zur Sozialversicherung wird das Nettoar-
beitsentgelt berechnet. Darauf bezogen ergibt sich nach 
Abzug des Krankenversicherungsbeitrags der Rentner ein 
(Netto-)Absicherungsniveau von 67,2%. Bei einer Teilren-
tenphase zwischen dem 60. und 65. Lebensjahr, in der die 
Arbeitszeit um die Hälfte reduziert wird, ergibt sich für den 
Fall ohne versicherungsmathematische Ab- und Zuschläge 
ein Netto-Absicherungsniveau von 84,5%, das bei vollstän-
digem Rentenbezug (mit 65 Jahren) auf knapp 67% 
absinkt. Dabei wird unterstellt, daß aus der Teilzeittätig-
keit noch Rentenansprüche erworben werden. 

Auf mögliche Verfeinerungen solcher Berechnungen soll 
hier nicht eingegangen werden. Von besonderem Interesse 
erscheint jedoch, daß die unterschiedliche steuerliche 
Behandlung von Arbeitsentgelten und Renten dazu führt, 
daß in der Teilrentenphase ein deutlich höheres Netto-
Absicherungsniveau erreicht wird als bei vollständigem 
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Ausscheiden. Dies unterstreicht einmal mehr die Notwen-
digkeit, beim Vergleich unterschiedlicher Regelungen 
jeweils den sich für das verfügbare Einkommen ergeben-
den Gesamteffekt zu betrachten. Dabei spielen neben der 
steuerlichen Behandlung auch Auswirkungen auf die Höhe 
anderer Transferzahlungen (wie z. B. Wohngeld) eine 
Rolle. 
Entlastungen für die Rentenversicherung entstehen immer 
dann, wenn statt vollständigem Ausscheiden zu diesem 
Zeitpunkt nur eine Teilrente (bei weiterer Teilzeitarbeit) in 
Anspruch genommen wird. Eine Verkürzung der vollen 
Erwerbsphase durch die Schaffung der Möglichkeit des 
Teilrentenbezugs wirkt sich dagegen tendenziell eher bela-
stend für die Finanzlage der Rentenversicherung aus. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn keine versicherungsmathe-
matischen Ab- bzw. Zuschläge vorgesehen sind, die im 
Längsschnitt dazu führen, daß gegenüber einem Referenz-
zeitpunkt keine Belastungsverschiebungen eintreten. Die 
Einführung neuer Bedingungen kann allerdings im Quer-
schnitt, d. h. in einzelnen Kalenderjahren, bei vorzeitigem 
Rentenbezug zu einer Phase der finanziellen Mehrbela-
stung führen. Damit es insgesamt nicht zu einer weiteren 
Verkürzung der Erwerbsphase kommt, wäre also genau zu 
prüfen, von welchem Alter an die Teilrentenphase begin-
nen kann. Zugleich sollten Anreize eingebaut werden, die 
in Richtung einer Verlängerung der Teilrentenphase (und 
damit zugleich der gesamten Erwerbsphase) wirken. 
Es bedarf sicher noch weitergehender (Simulations-)Stu-
dien, um Anhaltspunkte dafür zu erhalten, welche Ausge-
staltung von Teilrentenmodellen unter realistischen 
Annahmen über das Verhalten der Wirtschaftssubjekte 
längerfristig zu einer finanziellen Entlastung der Renten-
versicherung beitragen kann. Doch selbst wenn sich Teil- 

renten als „finanzneutral“ erweisen sollten, weil einerseits 
zwar weniger invaliditätsbedingtes vollständiges Ausschei-
den erfolgt, andererseits aber auch „gesunde“ Arbeitneh-
mer von dieser Regelung Gebrauch machen, könnte ein 
solches Modell im Hinblick auf die Präferenzen der älteren 
Arbeitnehmer aus gerontologischer Sicht positiv zu bewer-
ten sein. 
Voraussetzungen und Wirkungen veränderter Bedingun-
gen für den Übergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand 
bedürfen in vielfacher Hinsicht noch der näheren Analyse. 
Diese sollte die vielfältigen Beziehungen zwischen den 
verschiedenen Problembereichen (wie Arbeitsmarkt, 
Finanzlage der Alterssicherungssysteme, demographische 
Entwicklung, Einkommensverteilung) ebenso berücksich-
tigen wie das Zusammenwirken verschiedener Institutio-
nen und jeweils eingesetzter Instrumente. Allerdings sollte 
die Komplexität der Fragestellung (neben der gegenwärtig 
ungünstigen Beschäftigungslage) kein zusätzliches Argu-
ment dafür sein, die Behandlung und möglichst frühzeitige 
Beantwortung dieser Fragen weiter hinauszuschieben. 
Gerade im Hinblick auf die künftige Entwicklung der 
Alterssicherungssysteme ist es erforderlich, vorausschau-
end und damit langfristig orientiert zu entscheiden. Verän-
derte Bedingungen für den Übergang vom Erwerbsleben in 
den Ruhestand können nicht kurzfristig geschaffen werden 
– insbesondere dann nicht, wenn damit Versuche einer 
Verlängerung der Erwerbsphase verbunden sind. Arbeit-
nehmer wie Unternehmungen müssen ausreichend Zeit 
haben, um sich auf veränderte Bedingungen einstellen und 
sich in ihrem Verhalten daran anpassen zu können. 
Im Zuge einer sorgfältigen Entscheidungsvorbereitung 
sollte neben der Klärung der Zielvorstellungen auch eine 
Bestandsaufnahme von Erfahrungen in anderen Ländern 
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gehören, aus denen sich möglicherweise wichtige Anhalts-
punkte über Durchsetzungsprobleme und Wirkungen 
unterschiedlicher Regelungen zur Gestaltung des Über-
gangs in den Ruhestand ableiten lassen.20) Daraus können 
zugleich wertvolle Anregungen für eine theoretisch und 
empirisch fundierte Analyse möglicher Gestaltungsformen 
auch in der Bundesrepublik gewonnen werden. 
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